
%*&/45"(
�����4&15&.#&3�����

SLS

Kommunalpolitik C3

1SPEVLUJPO�EJFTFS�4FJUF�
+ÓSH�8JOHFSUT[BIO
"TUSJE�%ÓSS

,3&*4�4""3-06*4

INTERVIEW�¶%1�%*3&,5,"/%*%"5�1)*-*11�/0")�(3044

Herr Groß, 2019 sind Sie in die ÖDP 
eingetreten, nun sind Sie stellver-
tretender Landesvorsitzender. Ganz 
schön steile Karriere.
(3044 Ich denke, das haben klei-
ne Parteien so an sich, dass man da 
schneller in Führungspositionen 
kommt. Auch wenn wir mit rund 
40 Mitgliedern im Saarland noch 
recht klein sind, sehe ich auf jeden 
Fall Potential für uns - wegen unse-
res inhaltlichen Engagements und 
weil wir eine neue Kraft im Saar-
land sind. Die Grünen haben sich 
zerstritten, auch deshalb suchen 
momentan viele Wähler nach einer 
ökologischen Alternative.

Was unterscheidet ihre Partei aber 
konkret von den Grünen?
(3044 Ich sehe uns als konse-
quent-ökologische Kraft. Wenn die 
Grünen ihrem Selbstverständnis als 
ökologische Partei nicht nachkom-

men, sind wir in der Rolle, das zu 
kritisieren. Zudem stehen wir für di-
rekte Demokratie, zum Beispiel für 
Volksentscheide auch auf Bundese-
bene, und haben schon erfolgreiche 
Volksbegehren in anderen Ländern 
gestartet. 

In Ihrem Vorstellungsvideo fordern 
Sie, dass Deutschland bis 2035 kli-
maneutral werden soll. Wie realis-
tisch ist das? 
(3044 Aus meiner Sicht ist die Frage 
aus der falschen Richtung gestellt. 
Politiker versuchen gerne Kompro-
misse auszuhandeln. Aber unser 
Planet verhandelt nicht. Wir müssen 

uns fragen: welche Schäden kom-
men auf uns, also auch auf unsere 
Wirtschaft zu, wenn wir den Klima-
schutz nicht konsequent durchzie-
hen? Durch die Klimakrise drohen 
uns unvorstellbare soziale Verwer-
fungen. Sozial gerechter, aber auch 
zügiger Klimaschutz ist also gebo-
ten.

Und wie soll das gehen?
(3044 Wir befürworten unter ande-
rem eine pro Kopf ausgezahlte Kli-
madividende. Das reicht aber als 
sozialer Ausgleich nicht - wir brau-
chen auch zielgerichtete Steuerent-
lastungen für Menschen mit niedri-

gen Einkommen.

Steuerentlastungen müssen ja aber 
irgendwo gegenfinanziert werden.
(3044 Wir haben erlebt, dass der 
Spitzensteuersatz in den letzten Jah-
ren stückweise reduziert wurde. Es 
macht keinen Sinn, dass die reichs-
ten drei Prozent der Gesellschaft we-
niger Steuern zahlen müssen, wäh-
rend wir im Zuge der Klimakrise 
über soziale Ungerechtigkeiten re-
den. Indem man klimaschädliche 
Investitionen einstellt, kann man 
Steuergelder einsparen. Und auch 
wenn er nur einen kleinen Teil im 
Haushalt ausmacht – der Bundestag 

muss wirksam verkleinert werden.

Bei den Bundestagswahlen 2017 
kam die ÖDP nur auf etwa 0,3 Pro-
zent. Wie realistisch ist das, dass 
sich das nun ändert?
(3044 Das entscheiden die Wähle-
rinnen und Wähler. Ich denke aber, 
dass unsere Ideen gefragter sind als 
je zuvor. 
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„Wir sind eine neue Kraft im Saarland“
Die SZ stellt die Direktkandidaten für die Bundestagswahl 2021 im Wahlkreis 297 vor: Philipp-Noah Groß aus Hülzweiler tritt für die ÖDP an.
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Kommunen machen gegen Grubenflutung mobil
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%03' In der Diskussion um die ge-
plante Grubenflutung zeichnet sich 
eine juristische Auseinanderset-
zung zwischen den Kommunen, 
dem Land sowie der RAG immer 
deutlicher ab. Nachdem das saar-
ländische Oberbergamt im Einver-
nehmen mit dem 
saarländischen 
Umweltministe-
rium Ende Au-
gust der RAG for-
mell grünes Licht 
für die Gruben-
flutung erteilt hat, 
haben nun neben 
der Stadt Saarlou-
is (siehe unteren Text) auch die Städ-
te Dillingen und Lebach reagiert und 
auf ihren jüngsten Stadtratssitzun-
gen den Weg zur Klage gegen die 
Entscheidung des Oberbergamts 
frei gemacht. Zudem wollen die drei 
Kommunen Widerspruch gegen die 
Genehmigung des Abschlussbetrieb-
splans der RAG durch das saarlän-
dische Bergamt einlegen, der die 
bergrechtlichen Fragen und die mög-
lichen Folgen des geplanten Anstiegs 
des Grubenwassers im Blick hat.

Die Städte Dillingen und Lebach 
fürchten unter anderem eine Gefähr-
dung ihres Grund- und Trinkwassers 
sowie Probleme für ihre Wasser- und 

Abwasserkanäle in Folge von mög-
lichen Hebungen und Senkungen 
durch die geplante Grubenflutung. 
Zum beabsichtigten Abschlussbe-
triebsplan der RAG hatte die Stadt 
Lebach daher bereits ihre Einwen-
dungen eingereicht, stellte Bürger-
meister Klauspeter Brill dem Stadt-
rat dar. Die wurden jedoch am 23. 
August 2021 vom Bergamt zurück-
gewiesen. Gegen diese Entschei-
dung könne die Stadt noch bis zum 
23. September Widerspruch einle-
gen. Sollte dies ebenfalls scheitern, 
bliebe noch der Klageweg, sagte Brill. 
Neben der Stadt seien auch die Stadt-
werke Lebach (SWL) sowie der Ver- 
und Entsorgungszweckverband Le-
bach (VEL) aktiv unterwegs gegen 
die Grubenflutung. Die SWL müssten 
als privatrechtliche GmbH & Co. KG 
jedoch eigenständig vorgehen. Al-
lerdings sind ihre Belange stark mit 
jenen der Stadt verbunden. Das er-
mögliche eine gemeinsame rechtli-
che Vertretung, was wiederum Kos-
ten sparen würde, erklärt Brill.

Während der Stadtratsstizung 
in Dillingen stellte Bürgermeister 
Franz-Josef Berg den Ratsmitglie-

dern dar, dass die 
Stadt neben den 
befürchteten ne-
gativen Auswir-
kungen durch die 
Grubenflutung zu-
dem die Vorausset-
zungen für einen 
antragsgemäßen 
Abschlussbetrieb-

splan „als nicht erfüllt“ betrachtet. 
In einer ersten vorläufigen Auswer-
tung durch die Kanzlei Redeker Sell-
ner Dahs, die die Stadt in der Sache 
vertritt, kam man zudem zu dem 
Schluss, „dass in grundlegenden 
rechtlichen Fragen ein nicht uner-
hebliches Klärungsbedürfnis be-
steht“.

Die sehr umfangreichen und 
komplexen Unterlagen zur geplan-
ten Grubenflutung würden ein ab-
schließendes und belastbares Bild 
über mögliche Rechtsverletzungen 
gegenüber der Stadt Dillingen in so 
kurzer Zeit zudem nicht zulassen. 
Auch sei der räumlich und sachlich 

naheliegende Prozess der Gemein-
de Nalbach vor dem Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig noch nicht 
abgeschlossen. So bestehe beispiels-
weise noch Unsicherheit darüber, 
„ob die Zulassung eines Abschluss-
betriebsplans überhaupt das richtige 
Instrumentarium für die behördliche 
Zulassung des Grubenwasseran-
stiegs“ bis zu einer Höhe von 320 Me-
ter unter dem Meeresspiegel darstel-
le. Bis hier Klarheit herrsche, sei es 
daher ratsam „zunächst vorsorglich 
und fristwahrend Klage zu eheben, 
beziehungsweise Widerspruch ein-
zulegen“. Dies würde gemäß Verwal-
tungsgerichtsordnung dazu führen, 
dass die RAG die Pumpen zunächst 
nicht abstellen darf, was wiederum 

die nötige Zeit für eine tiefere Akte-
neinsicht und eingehende Prüfung 
der Verfahrensaussichten ermög-
liche. Die Frist für die Klage gegen 
die Entscheidung des Oberbergamts 
läuft am 30. September ab.

„Es ist natürlich im Eigeninteres-
se für uns als Kommune, aber auch 
insbesondere im Interesse für unse-
re Bürgerinnen und Bürger, dass wir 
diesen Weg weitergehen“, erklärte 
Dagmar Heib für die Dillinger CDU. 
Das finanzielle Risiko sei für die Stadt 
zudem „überschaubar“, wie Andreas 
Kleber von der SPD ergänzt.

In der Gemeinde Ensdorf, in der 
künftig das gesamte Grubenwas-
ser gehoben und in die Saar geleitet 
werden soll, ist geplante Gruben-

flutung am kommenden Donners-
tag im Gemeinderat ebenfalls The-
ma. Und auch hier könnte der Weg 
für eine Klage, beziehungsweise Wi-
derspruch gegen das Vorhaben der 
RAG frei gemacht werden. Denn 
auch die Gemeinde Ensdorf fürch-
tet negative Auswirkungen, gehört 
sie doch nach Einschätzung der sie in 
der Sache vertretenden Kanzlei des 
Rechtsanwalts Dr. Rolf Friedrichs ne-
ben Dillingen und Saarlouis zu den 
Kommunen, die von möglichen Aus-
wirkungen der Einleitung des Gru-
benwassers in die Saar am stärksten 
betroffen wäre. Eine Sammelklage 
mit anderen betroffenen Kommunen 
könne jedoch nicht erfolgen, da die 
Gemeinden und Städte unterschied-

liche Auswirkungen befürchten.
Zudem soll die weitere Vorgehens-

weise von Gemeinde und den Tech-
nischen Werken Ensdorf (TWE), 
die ebenfalls aktiv gegen die Gru-
benflutung ist, miteinander abge-
stimmt werden. Im Falle einer Klage 
sei mit Hinblick auf die Komplexität 
des Themas durchaus mit erhebli-
chen Verfahrenskosten für die Ge-
meinde zu rechnen, wie es in der Be-
schlussvorlage der Verwaltung heißt. 
Vor allem wenn es zu mehrjährigen 
oder mehrinstanzlichen Verfahren 
kommt. Die Kosten für eine Klage 
werden bisher in erster Instanz auf 
rund 20 000 Euro und für das Wider-
spruchsverfahren auf etwa 3000 Euro 
ohne Gutachterkosten geschätzt.

Auf ihrer jüngsten Sitzung 
haben die Ratsmitglieder 
in Saarlouis, Dillingen und 
Lebach jeweils grünes 
Licht für eine Klage gegen 
die geplante Grubenflu-
tung im Saarland gege-
ben. Und auch in Ensdorf, 
wo künftig das Gruben-
wasser zentral gehoben 
werden soll, formiert sich 
Widerstand gegen das 
Vorhaben.

RAG-Vorhaben würde „Saarlouis in voller Härte treffen“
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4""3-06*4 Als „unabdingbar“ 
sieht es die Verwaltung der Kreis-
stadt Saarlouis an, Widerspruch 
gegen die geplante Grubenflutung 
im Saarland einzulegen. Einstim-
mig folgte der Stadtrat Saarlouis 
der Beschlussvorlage der Verwal-
tung, mehrere Rechtsbehelfe auf 
den Weg zu bringen: Einen Wider-
spruch gegen die Genehmigung 
des Abschlussbetriebsplans durch 
das Bergamt sowie die Klage gegen 
den Planfeststellungsbeschluss des 
Oberbergamts. Das Verfahren gegen 
die RAG läuft bereits seit 2017, die 
Stadt wird dabei durch einen An-
walt vertreten. Auch die Stadtwer-

ke Saarlouis wollen eine entspre-
chende Klage prüfen.

Da die Grube Duhamel die tiefs-
te Stelle an der Erdoberfläche bildet, 
das Saartal, soll nur noch auf dem 
RAG-Gelände Ensdorf/Fraulautern 
Wasser gehoben werden, geht aus 
der Vorlage hervor: „Künftig wird das 
gesamte Grubenwasser zentral in 
Ensdorf gehoben und auf Saarloui-
ser Gemarkung in die Saar geleitet.“ 
Und zwar eine ganze Menge: Circa 
19,8 Millionen Kubikmeter Gruben-
wasser pro Jahr, „das entspricht ei-
nem Losheimer Stausee im Monat“, 
macht die Verwaltung deutlich.

Die Stadt befürchtet unter ande-
rem Auswirkungen durch Erschüt-
terungen und Bodenbewegungen, 

Tagesbrüche, Beeinträchtigung von 
Grund- und Trinkwasser, Hochwas-
sergefahr durch belasteten Saar-
schlamm und Gasaustritte. Dabei 
gehe es um die Existenzgrundla-
ge der Bürger. „Natürlich haben die 
RAG und Bergämter eine Reihe von 
Gutachten erstellt, die diese Gefah-
ren als entweder unbeachtlich oder 
im Hinblick auf die Vorteile als nach-
rangig ansehen“, erklärt die Stadt in 
der Vorlage, „es wird aber nicht in 
Abrede gestellt, dass es zu Auswir-
kungen kommen wird.“ Und: „Im 
Ergebnis läuft alles darauf hinaus, 
ob die Stadt bereit ist, darauf zu ver-
trauen, dass die Bergämter all dies 
zutreffend gewürdigt haben.“

Denn die Stadt Saarlouis sieht 

durchaus eine Sonderbetroffen-
heit, der Gehör verschafft werden 
müsse, „da wir sozusagen am ,Ab-
fluss’ des Grubenwasser sitzen“: Alle 
mit der Ableitung des Grubenwas-
sers einhergehenden Auswirkungen 
„werden einzig und allein Saarlou-
is in voller Härte treffen“, macht sie 
deutlich.

Beim Verfahren sei mit „erheb-
lichen“ Kosten zu rechnen, räumt 
die Verwaltung auch ein, es könn-
ten sechsstellige Beträge erreicht 
werden; allein die Kanzlei, die die 
Stadt vertritt, nimmt ein Honorar 
von 190 Euro pro Stunde (zuzüg-
lich Umsatzsteuer). Allerdings ver-
trete diese mehrere Kommunen, die 
sich die Kosten teilen könnten.

„Wir wollen auf Nummer sicher 
gehen, falls sich die Behörden irren“, 
erklärte Carsten Quirin für die CDU. 
„die Gefahr durch Grubenbeben hat 
jeder von uns vor Augen. Was jedoch 
durch die Grubenflutung auf uns zu-
kommt, kann noch keiner erahnen.“ 
Trotz eines möglicherweise langen 
und teuren Verfahrens sei es aber 
Verpflichtung, „Schaden von der 
Stadt abzuwenden.“

Das Vorhaben könne „das Trink-
wasser der kommenden Generati-
onen massiv beeinträchtigen“, be-
fürchtet Hubert Ulrich, Grüne, der 
die gute Vorlage der Verwaltung 
lobte. „Der Anstieg wird zu Proble-
men führen“, ist er sich sicher, „ich 
möchte mir nicht vorstellen, dass 

wir in Saarlouis künftig Trinkwas-
ser importieren müssen.“ Einen 
„Riesenbeschiss“ nannte Altomaro 
Locurcio, FWG, das Vorhaben der 
RAG, man müsse alle Rechtsmittel 
ausschöpfen.

„Entscheidend“, ergänzte Rapha-
el Schäfer, CDU-Fraktionsvorsit-
zender und Landtagsmitglied, un-
ter anderem im Grubenausschuss, 
„welche Betriebsmittel und Mate-
rialien noch dort unten vorhanden 
sind.“ In der Vergangenheit seien 
ganze Schächte einfach gesprengt 
worden. „Wir sind uns alle einig“, 
fasste OB Peter Demmer, SPD, zu-
sammen, „dass wir gemeinsam ge-
gen die Vorgehensweise der RAG 
vorgehen sollten.“

Die Kreisstadt sieht sich von der geplanten Grubenfltung besonders betroffen. Auch die Stadtwerke wollen eine Klage gegen das Vorhaben der RAG prüfen.
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